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b) nebenberufliche Tätigkeit als Ausbilder:
Durchführung individueller, entgeltlicher fahrprakti­
scher Ausbildung von Personen durch Bürger mit Kraft­
fahrzeugen außerhalb ihrer hauptberuflichen Tätigkeit 
im Auftrag einer Fahrschule

c) Ausbildung von Familienangehörigen:
Durchführung individueller, unentgeltlicher fahrprak­
tischer Ausbildung des Ehepartners, der Eltern, der 
Kinder und deren Ehepartner, der Geschwister und de­
ren Ehepartner sowie der Enkel und deren Ehepartner 
mit Kraftfahrzeugen außerhalb der hauptberuflichen 
Tätigkeit im Auftrag einer Fahrschule

d) Ausbilder:
Inhaber eines Fahrlehrerscheines oder einer Ausbil­
dungsberechtigung

e) Fahrschule:
volkseigene' Kombinate und Betriebe des. Verkehrswe­
sens (nachfolgend Verkehrsbetrieb genannt), die Kraft­
fahrzeugführer ausbilden, sowie Ausbildungseinrichtun­
gen der Gesellschaft für Sport und Technik für die Aus­
bildung von Kraftfahrzeugführern der Fahrzeugklassen 
А und M.

§3

Grundsätze

(1) Die fahrpraktische Ausbildung von Personen zum Er­
werb des Führerscheines der Fahrzeugklassen А, В und M 
durch Ausbilder mit nichtfahrschuleigenen Kraftfahrzeugen
— im Rahmen einer nebenberuflichen Tätigkeit
— bei der Ausbildung von Familienangehörigen
gemäß dieser Anordnung erfolgt auf der Grundlage einer 
Vereinbarung (Anlage). Die Vereinbarung ist zwischen dem 
Leiter der jeweiligen Fahrschule und dem Bürger, der fahr­
praktische Ausbildungen durchführen will, abzuschließen.

(2) Voraussetzungen für den Abschluß einer Vereinbarung 
zur Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit als Ausbil­
der zur fahrpraktischen Ausbildung von Kraftfahrzeugfüh­
rern sind ein entsprechender Ausbildungsbedarf, die persön­
liche Eignung des Antragstellers, die Eignung des Kraftfahr­
zeuges sowie ein schriftlicher Antrag des Bürgers.

§4
Eignung des Antragstellers und des Kraftfahrzeuges

(1) Die persönliche Eignung des Antragstellers erfordert, 
daß

a) der Antragsteller seinen ständigen Wohnsitz in der 
DDR hat und die hinreichende Gewähr bietet, daß er 
seiner persönlichen Verantwortung bei der Ausbildung 
von Kraftfahrzeugführern gerecht wird;

b) der Antragsteller entsprechend den Rechtsvorschriften 
im Besitz des Führerscheines der Fahrzeugklassen А 
und/oder В und des Fahrlehrerscheines oder der Aus­
bildungsberechtigung für die Fahrzeugklassen А und/ 
oder В ist sowie eine ausreichende Fahrpraxis besitzt;

c) der Antragsteller ein Arbeitsrechtsverhältnis als Voll- 
beschäftigter hat oder Mitglied einer sozialistischen 
Produktions- oder gleichgestellten Genossenschaft ist 
und die schriftliche Zustimmung des Betriebes, der Ein­
richtung, des Organs oder der Genossenschaft (Beschäf­
tigungsbetrieb) vor liegt;

d) bei der Ausbildung der Fahrzeugklasse В der Antrag­
steller Kraftfahrzeugeigentümer ist oder daß ihm vom 
Kraftfahrzeugeigentümer die schriftliche Einwilligung 
für die Nutzung des Kraftfahrzeuges für die nebenbe­
rufliche Tätigkeit zur Ausbildung von Kraftfahrzeug­
führern erteilt wurde.

(2) Das Kraftfahrzeug muß
a) in einem Verkehrs- und betriebssicheren sowie ge­

pflegten Zustand sein;
b) den Anforderungen des § 19 Abs. 1 und des § 20 der

Fahrschulordnung und des Normativs zur Ausstattung 
der Fahrschulen mit Ausbildungsmitteln3 entsprechen;

c) jährlich, mindestens alle 10 000 km einer technischen 
Durchsicht durch eine Vertragswerkstatt unterzogen 
werden.

§5
Antrag auf eine nebenberufliche Tätigkeit als Ausbilder

(1) Der Antrag auf Abschluß einer Vereinbarung zur Aus­
übung einer nebenberuflichen Tätigkeit als Ausbilder ist an 
die für den Wohn- oder Arbeitsort des Bürgers zuständige 
Fahrschule zu stellen. Aus dem Antrag müssen hervorgehen:

a) die Fahrzeugklassen des Führerscheines;
b) das Ausstellungsdatum, letzte Verlängerung der Gül­

tigkeit und die Fahrzeugklassen des Fahrlehrerscheines 
oder der Ausbildungsberechtigung;

c) der Fahrzeugtyp, der für die fahrpraktische Ausbildung 
eingesetzt werden soll.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
a) die Zustimmung des Beschäftigungsbetriebes für eine 

nebenberufliche Tätigkeit als Ausbilder;
b) sofern erforderlich, die Einwilligung zur Nutzung des 

Kraftfahrzeuges für eine nebenberufliche Tätigkeit als 
Ausbilder.

Abschluß einer Vereinbarung für eine 
nebenberufliche Tätigkeit als Ausbilder

(1) Der Abschluß einer Vereinbarung zur Ausübung einer 
nebenberuflichen Tätigkeit als Ausbilder ist an folgende 
Voraussetzungen gebunden:
Der Bürger hat

a) das Kraftfahrzeug gemäß § 4 Abs. 2 Buchst, b auszurü­
sten und der Fahrschule vorzuführen;

b) der Fahrschule den Nachweis zu erbringen, daß das 
Kraftfahrzeug in den letzten 6 Monaten einer techni­
schen Durchsicht unterzogen wurde;

c) eine Fahrlehrerversicherung abzuschließen.

(2) Die Fahrschule ist gegenüber dem Bürger berechtigt, 
vor Abschluß der Vereinbarung
— seine theoretischen und praktischen Kenntnisse zu über­

prüfen,
— die Bereitschaft zur Übernahme eines Mindestumfangs an 

Ausbildungsleistung zu verlangen.

(3) Die Vereinbarung gemäß Abs. 1 ist befristet abzuschlie­
ßen.

§7
Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit als Ausbilder

(1) Für die Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit als 
Ausbilder finden die
— Fahrschulordnung
— Ausbildungspläne und -programme
— Entgelte für die Fahrschulausbildung4 
Anwendung.

(2) Grundlage für die Berechnung des Entgeltes sind die 
im Ausbildungsnachweis durch den Fahrschüler quittierten 
Ausbildungseinheiten. Der nebenberuflich tätige Bürger hat 
dem Fahrschüler über das entrichtete Entgelt eine Quittung 
zu übergeben.

3 Z. Z. gilt das Normativ vom 26. November 1987 zur Ausstattung 
der Fahrschulen mit Ausbildungsmitteln (Verfügungen und Mitteilun­
gen des Ministeriums für Verkehrswesen, Teil Kraftverkehr und 
Straßenwese^ Nr. 3/1988).

4 Z. Z. gilt die Anordnung Nr. Pr. 422 vom 10. Juni 1982 über die 
Entgelte für die Ausbildung von Kraftfahrzeugführem (GBl. I Nr. 29 
S. 539).


